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Mehr Effizienz durch 
weniger Parallelgesetzgebung 
in den Sozialversicherungsgesetzen

Mehr Effizienz durch 
weniger Parallelgesetzgebung 
in den Sozialversicherungsgesetzen

1 Einleitung
Mangelnde Effizienz ist eine Erfolgsbremse. Im WIFO-
Monatsbericht im September 2017 wurde mangelnde
Effizienz (=durch überhöhten Aufwand erkaufte Er-
folge bzw. unzureichende Erfolge trotz hohem Auf-
wand) thematisiert. Reformen müssen an der Schnitt-
stelle zwischen Verwaltung und Politik ansetzen: Es
gilt, auf politischer Ebene ein Grundverständnis über
wünschenswerte Entwicklungen zu erarbeiten, diese
auf konkrete und konsistente Ziele herunterzubrechen
und deren Realisierung zu kontrollieren.1
Im Sozialversicherungsbereich gelten derzeit neben
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG)
noch andere Sozialversicherungsgesetze wie das 
Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz (GSVG), 
das Bauern-Sozialversicherungsgesetz (BSVG), das
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz 
(B-KUVG) und das Notarversicherungsgesetz (NVG).
Alle diese Gesetze regeln im Wesentlichen für densel-
ben Versicherungszweig dieselben Themen – dies al-
lerdings für jeweils einen anderen Personenkreis. Al-
le diese „Parallelgesetze“ sind dem ASVG in Aufbau
und Inhalt nicht nur nachempfunden, sondern über
weite Strecken auch textgleich gestaltet.2 Eine Ände-

rung im ASVG löst daher im Wesentlichen gleichlau-
tende Novellen (mindestens) im GSVG, BSVG und
oft auch im B-KUVG und/oder NVG aus. In organi-
satorischen Zusammenhängen gibt es Parallelen auch
im Arbeitslosenversicherungsgesetz (AlVG).3
In diesem Artikel soll neben einer einleitenden 
Darstellung des Phänomens der Parallelgesetzgebung, 
ihrer Vor- und Nachteile, vor allem eine erste Bi-
lanz über ihr konkretes Ausmaß gezogen werden. 
Analysiert wurde das Novellierungsgeschehen des
ASVG, GSVG, BSVG, B-KUVG und NVG seit dem
Jahr 2000. Es wird in einer ersten Annäherung aufge-
zeigt, dass der Anteil an Parallelgesetzgebung erheb-
lich ist: Immerhin 28 Prozent, also über ein Viertel al-
ler Novellierungsanordnungen betrafen parallele Re-
gelungen.4 Anders ausgedrückt: Allein seit dem Jahr
2000 sind 1.615 von 5.765 Novellierungsanordnun-
gen durch Parallelgesetzgebung verursacht worden. 
Es scheint also nicht übertrieben zu behaupten: 
Würde über längere Zeit statt der üblichen oft vier
parallelen Novellierungen (ASVG, GSVG, BSVG,
B-KUVG) nur eine Änderung vorgenommen, dann
ließe sich die Zahl der Paragrafen des österreichi-
schen Sozialversicherungsrechts deutlich senken (bei
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schaffen.8 Es verfolgt allerdings weiterführend einen
anderen Ansatz als die österreichische Legistik. Die
Umstände der Gewährung einer Leistung und deren
Finanzierungsweise können am Wesen dieser Leis-
tung nichts ändern, wie am Beispiel des Pflegegeldes
entschieden wurde.9 Europarechtliche Regeln stellen
nicht darauf ab, wie sozialer Schutz organisiert ist,
sondern welchen Inhalt dieser Schutz hat. Konse-
quenterweise ist sein Geltungsbereich nicht definiert
nach Rechtsträgern, Gebieten (oder innerstaatlichen
Gesetzen …), sondern gilt organisationsunabhängig
für „alle Rechtsvorschriften“, die Zweige sozialer 
Sicherheit wie „Leistungen bei Krankheit“, „Leistun-
gen bei Mutterschaft“, „Leistungen bei Alter“ usw.
betreffen.10 In der Praxis behilft sich Österreich da-
mit, dass es nach außen zumindest auf oberster Ebe-
ne eine einheitliche Organisationsform gibt: den
Hauptverband der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger (Hauptverband). Dies auch dann, wenn
(organisatorisch) gar kein Sozialversicherungsträger
zuständig ist, sondern z. B. ein Land, eine Gemeinde
(Krankenfürsorgeanstalten [KFA]11), ein Fonds einer
Freiberuflerkammer oder in diesem Rahmen auch ein
Unternehmen der Privatversicherung.12 Der Haupt-
verband ist nach den §§ 4 f. Sozialversicherungs-
Ergänzungsgesetz (SV-EG) Verbindungsstelle und 
Zugangsstelle auch dann, wenn er außerhalb der So-
zialversicherung für Rechtsträger tätig wird, deren 
Leistungen unter die europarechtlichen Verordnungen
fallen. Diese Organisation (einheitlich nach 
außen, gegliedert nach innen) hat Tradition: Bereits
das Auslandsrenten-Übernahmegesetz (ARÜG), das 

einer eingehender durchdachten Änderung auf die
Hälfte bis vielleicht sogar, wenn man das Übergangs-
recht mit bereinigt, auf ein Drittel der heute vorhan-
denen Bestimmungen). Da viele Änderungen gleich-
lautende Übergangsvorschriften5 nach sich ziehen,
wäre nur noch eineÄnderung mit einer Übergangsre-
gelung notwendig (statt vier Änderungen samt vier
Übergangsregeln).6 Was nach dem Allgemeinen Pen-
sionsgesetz (APG) für das Pensionskonto möglich
war, nämlich eine einheitliche Basis wichtiger Aus-
sagen und Daten bzw. (schon vorher im Pensionsver-
sicherungsrecht üblich) gegenseitige Anrechnung,
sollte auch in der Legistik möglich sein. Und dabei ist
noch gar nicht die Rede davon, dass all jene Institu-
tionen, die einen Schutz bieten, der jenem der Sozial-
versicherung gleichwertig ist (und deren Angehörige 
daher von der Sozialversicherung ausgenommen
sind), alle maßgebenden Leistungsveränderungen
ebenfalls nachvollziehen müssen, um den Gleich-
wertigkeitsstatus (und damit die Ausnahme ihrer
Kunden von der Sozialversicherung) behalten zu 
dürfen.7

Die heutige Gliederung der Sozial(versicherungs)ge-
setzgebung hat gute historische Gründe, dennoch
sollte sie überlegt werden. Die Zahl der Fälle, in de-
nen eine Auslandsberührung vorliegt, geht bereits in
die Millionen. Das Europarecht verbietet nicht, un-
terschiedliche Systeme der sozialen Sicherheit für
verschiedene soziale oder berufliche Gruppen zu
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EU-Beamten-Sozialversicherungsgesetz (EUB-SVG),
aber auch die internationalen Sozialversicherungs-
abkommen liegen auf ihrer Linie. 

2 Parallelgesetzgebung – 
theoretische Varianten und
Beispiele

Parallelgesetzgebung gibt es in unterschiedlichen Va-
rianten: Ein (im Wesentlichen gleicher) Sachverhalt
findet sich tatsächlich parallel, also mehrfach in jeweils
anderen Gesetzen, geregelt (vgl. die ersten beiden
nachstehend genannten Fallgruppen). Es liegt auf der
Hand, dass diese Art von Parallelität Redundanzen er-
zeugt. Es ist diese Form von „Parallelgesetzgebung“,
mit der sich dieser Artikel im Weiteren auseinander-
setzt. Auf derartige bereits aktuell mehr oder weniger
einheitliche Regelungen etwa im Leistungsrecht der ge-
setzlichen Krankenversicherung verweist u. a. auch die
sogenannte Effizienzstudie13, wenn sie im Zusammen-
hang mit der Systematisierung bzw. der rechtlichen
Verortung der Unterschiede u. a. im Leistungsrecht 
eine Gruppe „Keine gesetzlichen Unterschiede“ bildet.14 
Der Vollständigkeit halber ist aber auch auf eine an-
dere Form von Parallelität in der Gesetzgebung hin-
zuweisen: Diese liegt nicht in der mehrfachen Rege-
lung desselben Sachverhalts, sondern darin, dass sich
die Regelung eines an sich einheitlichen Sachverhalts
erst durch die Zusammenschau mehrerer, ähnliche
Sachverhalte regelnder Gesetze erschließt. Hier liegt
die Parallelität darin, dass ein Regelungsbereich (in
unserem Beispiel: das Sozialversicherungsrecht)
durch mehrere Gesetze („parallel“) geregelt wird –
und sich erst durch die Zusammenschau aller ein-
schlägigen Gesetze ergibt, was „Recht“ ist (vgl. die
letzten beiden der nachstehend genannten Fallgrup-

pen). Diese Regelungsweise ist zwar vielleicht „öko-
nomischer“ (für wen?), aber fördert nicht unbedingt
die Zugänglichkeit des Rechts für die jeweiligen Be-
troffenen. Ein Musterbeispiel dafür ist die Sozialver-
sicherung für freie Berufe: Für diese gibt es zwar ein
eigenes Gesetz, das „Freiberuflichen Sozialversiche-
rungsgesetz“ (FSVG), das aber in seinem § 3 auf das
GSVG verweist, wenn es um die Pensionsversiche-
rung geht, und auf das ASVG hinsichtlich der Un-
fallversicherung.
Grundsätzlich gilt: Das Sozialversicherungsrecht be-
sticht durch eine hervorragende Novellierungstech-
nik. Und es liegt auf der Hand, dass historische Ent-
wicklungen und unterschiedliche politische Ziele
auch unterschiedliche Gesetzestexte bewirken kön-
nen.
Die Frage ist aber, ob strukturell etwas verändert wer-
den sollte.
Wir unterscheiden die folgenden Fallvarianten:
l Ein Text steht in allen Gesetzen gleich.
l Ein Text wird leicht angepasst, im Kern unverändert
in allen Gesetzen aufgenommen.

l Ein Gesetz enthält allgemeine Regeln und verweist
im Übrigen auf ein anderes Gesetz.

l Ein Gesetz enthält keine Regeln, sondern ein ande-
res Gesetz enthält die Regeln, die man im ersten
Gesetz suchen würde.

1. Beispiel: Im Jahr 2015 wurden in einer Sammel-
novelle15, BGBl. I Nr. 113/2015, in der auch das Sozi-
albetrugsbekämpfungsgesetz erlassen wurde, in § 149
Abs. 2 ASVG Regelungen hinsichtlich des Miss-
brauchs der e-card getroffen. Der erste Satz des Abs. 2
wurde durch zwei neue Sätze ersetzt. Diese Änderung
wurde in den §§ 98 GSVG, 92 BSVG, 68 B-KUVG
gleichlautend nachgezogen (vgl. Abb. 1).16
2. Beispiel:Das Thema lässt sich optisch gut an Para-
grafenüberschriften festmachen (vgl. Abb. 2): hier am
ASVG, GSVG und BSVG im Bereich der Aus-
gleichszulagen und der Rehabilitation bzw. Gesund-
heitsvorsorge (eine vollständige Gegenüberstellung



von ASVG und GSVG ist im GSVG-Kommentar17
enthalten). Ob es nicht doch ausreichen würde, statt et-
wa 70 Bestimmungen (noch ohne Übergangsrecht)
nur etwa 25 Regeln zu haben? Auch dabei könnte in
einzelnen Absätzen auf besondere Situationen von Be-
rufsgruppen Rücksicht genommen werden.

Ebenfalls im Jahr 2015 wurde in der Sammelnovelle
„Sozialrechts-Änderungsgesetz 2015“, BGBl. I 
Nr. 162/2015, die gesamte Bestimmung über Vermö-
gensanlagen in § 446 ASVG neu gefasst.18 Diese 

Neufassung wurde in den §§ 218 GSVG, 206 BSVG,
152 B-KUVG, 78 NVG nahezu gleichlautend nachge-
zogen.19
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1. Beispiel: Die §§ 194 GSVG, 182 BSVG, 129 
B-KUVG, 65 NVG verweisen hinsichtlich des Ver-
fahrens im ersten Satz auf die Bestimmungen des
„Siebenten Teiles des ASVG“, wobei aber teilweise
unterschiedliche Einschränkungen („mit der Maß-
gabe, dass“) getroffen werden. Die Nichtanwendung
von bestimmten einschlägigen ASVG-Verfahrens-
bestimmungen (vgl. keine Anwendung von § 414
Abs. 2 und 3 ASVG) musste aber in der Sammel-
novelle „2. Sozialversicherungs-Änderungsgesetz
2013“, BGBl. I Nr. 139/2013, in allen Parallelge-
setzen gesondert vorgesehen werden (vgl. Abb. 4).21
2. Beispiel: Im B-KUVG wird nicht nur die Kranken-
und Unfallversicherung der Beamten, sondern auch
die der Vertragsbediensteten des Bundes, der Länder,
Gemeinden und Gemeindeverbände geregelt. Hier
wird auf den gemeinsamen Dienstgeber abgestellt. In
manchen Fällen gelten aber für die Vertragsbedienste-
ten trotzdem die Regeln des ASVG, was eine Über-
nahme von ASVG-Bestimmungen in den Bereich des

B-KUVG notwendig macht. (Vgl.: „Unbeschadet der
Geltung der Bestimmungen des Ersten Teiles [Anm.:
des B-KUVG] für die gemäß § 1 Abs. 1 Z 17 [Anm.:
das sind die „Vertragsbediensteten“] … Versicherten
sind für diesen Personenkreis folgende Bestimmun-
gen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes an-
zuwenden.“)22 

Die Kranken- und Pensionsversicherung der Gewer-
betreibenden sind vollständig in einem eigenen Ge-
setz, dem „Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz“
(GSVG) geregelt. Es erscheint durchaus sinnvoll,
dass jemand, der in einer bestimmten Form der Er-
werbstätigkeit steht, seinen sozialen Schutz in einem
einzigen Gesetz umfassend geregelt findet.
Allerdings ist dieses Prinzip nicht durchgehalten: Ge-
werbetreibende, die im GSVG (auch) ihren Unfall-
versicherungsschutz geregelt erwarten, finden dort
nicht viel – sie sind vielmehr auf § 8 Abs. 1 Z 3 lit. a
ASVG verwiesen, wo dies geregelt ist (vgl. § 181
ASVG).23
Auch die Arbeitslosenversicherung für Selbständige
findet man nicht im GSVG, sondern in § 3 AlVG, das
„Freiberuflichen Sozialversicherungsgesetz“ (FSVG)
wurde bereits erwähnt.

3 Parallelgesetzgebung – 
Vor- und Nachteile

Wie bereits einleitend festgehalten, ließe sich durch ei-
nen Wegfall „echter“ Parallelgesetzgebung, also durch
die Regelung eines Sachverhalts(teils) an jeweils nur
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einem Ort, eine beträchtliche Reduktion des Normen-
materials im Sozialversicherungsrecht erreichen.
Der Vorteil liegt auf der Hand: Parallelgesetzgebung
resultiert bei inhaltlichen Änderungen und bei An-
passungen, z. B. an EU-Richtlinien, in einer unnöti-
gen Erhöhung des Bearbeitungsaufwands – dieser
Aufwand ließe sich beträchtlich reduzieren. Eine sol-
che Reduktion des Normenmaterials bewirkte aber
nicht nur einen Effizienzgewinn im Rechtserzeu-
gungsprozess, sondern bedeutet in der Regel auch ei-
nen verbesserten Zugang für die „Normadressaten“
und damit eine erhöhte Akzeptanz bei den betroffe-
nen Bürgerinnen und Bürgern, die sich dann nicht
mehr unnötig komplizierten Textmassen gegenüber
sehen. Weniger Parallelgesetzgebung bedeutet also
auch ein Mehr an Rechtssicherheit.
Der (zumindest) gesetzestechnische Fokus sollte auf
Kundenfreundlichkeit liegen. Es sind zwar nicht die
Versicherten (Dienstgeber, Beitragszahler) betroffen
(die den Gesetzestext im Alltag wohl in den seltensten
Fällen selbst lesen), sondern hauptsächlich deren Ver-
treter bzw. Berater. Aber unnötig komplizierte Rechts-
lagen schlagen sich in höheren Vollziehungskosten,
aber auch in höheren Honoraren bzw. Beratungsrisiken
nieder – auch wenn das (wegen einer hochkomplizier-
ten Formulierung) fachlich gerechtfertigt sein mag:
Gezahlt werden muss es von den Vertretenen und da-
mit von den letztlich betroffenen Versicherten, Dienst-
gebern, Beitragszahlern. Ob über Honorare, Steuern
oder Beiträge, ist dann Thema der Volkswirtschaft.
Dabei ist auch klar, dass es im Zeitdruck legistischer 
Tätigkeit zweifellos einfacher ist, ein neues Gesetz zu
entwerfen (und die Abgrenzung zur bestehenden
Rechtslage späteren Zeiten anheimzustellen), als
neue Normen in vorhandene Texte einzuflechten und
dabei stets beachten zu müssen, welche Bestimmun-
gen wie behandelt werden müssen, um ungewollte 
Interpretationen zu vermeiden.
Ein Mehr an Rechtssicherheit ergibt sich aber auch
aus der Tatsache, dass eine Änderung nur einmal kon-
solidiert24 werden muss. Denn konsolidierte Geset-
zesausgaben25 enthalten manchmal unterschiedliche
Texte. Dabei wird in der Praxis, vermutlich auch von
der Legistin oder vom Legisten selbst, meistens auf

eine (nicht rechtsverbindliche) konsolidierte Fassung
der Rechtsvorschrift zurückgegriffen.26
Zu bedenken ist allerdings auch, dass – gerade aus
Sicht der betroffenen Bürgerinnen und Bürger – eine
sinnvolle Zusammenfassung der jeweils gerade für
sie in der jeweiligen Lebenssituation relevanten Nor-
men (hier etwa der berufsspezifische Zugang der be-
stehenden Sozialversicherungsgesetze, der sich in je-
weils eigenständigen Gesetzen manifestiert) den Zu-
gang zum Recht erleichtern kann. Effizienz in der
Normengestaltung im Sinne von maximaler Redukti-
on bedeutet also nicht zwingend auch einen besseren
Zugang für die Normadressaten. 
Das hat bereits vor Jahren zur Überlegung geführt, zu-
mindest das Organisationsrecht der Sozialversicherung
in einem Gesetz zusammenzufassen, wenn es schon
nicht möglich schien, eine Art österreichisches Sozial-
versicherungsgesetzbuch zu schaffen (das ja nicht zwin-
gend jene inhaltliche Breite hätte aufweisen müssen, die
dem deutschen SGB [Sozialgesetzbuch] eigen ist).
Je weniger unterschiedlich die Normtexte für einen
bestimmten Bereich ausfallen, umso einfacher kann
umgekehrt auch eine entsprechende Konsolidierung
erfolgen. So wird die bereits in Angriff genommene
Vereinheitlichung des Leistungsrechts27 natürlich auch
die Problematik einer möglichen Parallelgesetzge-
bung in diesem Bereich zunehmend entschärfen.

4 Begriffsbereinigung
Würde man die Reduzierung von Parallelgesetzgebung
ins Auge fassen, sollte bei dieser Gelegenheit jedenfalls
auch gleichzeitig eine Begriffsbereinigung im Sozial-
versicherungsrecht in Angriff genommen werden.
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Das ASVG kennt, bedingt durch mehrere Generatio-
nen von Legistinnen und Legisten,29 sehr unterschied-
liche Wörter allein für das simple „Geld zahlen“: Es
finden sich (ohne Anspruch auf Vollständigkeit) ent-
richten30, einzahlen31, leisten32, abführen33, zahlen34
oder tragen35. In jeder Diskussion dieses Themas wird
dazu eingewendet, diese unterschiedlichen Formulie-
rungen würden inhaltliche Unterschiede ausweisen.
Auf näheres Befragen bleibt der Nachweis dieser Un-
terschiede jedoch offen. Es kann also durchaus be-
hauptet werden, dass es diese Unterschiede gar nicht
gibt. Es geht im konkreten Fall schlicht um das Zah-
len von Geld. Ob jemand, der dieses Geld zu zahlen
hat, den daraus entstehenden Aufwand auch tatsäch-
lich trägt, ist eine zweite Sache, kann aber z. B. für das

Beitragsrecht für Selbstversicherte (siehe § 77 Abs. 5
ASVG) wohl ohne Weiteres dahingestellt bleiben.
Eine solche Textbereinigung dürfte selbstverständlich
aber nur von Spezialisten vorgenommen werden, 
denen verlässlich bewusst ist, was vereinheitlicht
werden darf (nämlich die obigen Wörter) und was
nicht – es muss z. B. nicht dargestellt werden, dass
Beitragsgrundlage36, Bemessungsgrundlage37 und Be-
rechnungsgrundlage38 sehr Verschiedenes bedeuten.

5 Ermittlung des Ausmaßes 
der parallelen Novellierung im
ASVG, GSVG, BSVG, B-KUVG
und NVG seit dem Jahr 
2000 – Erhebung

28 Prozent aller Novellierungsanordnungen des
ASVG, GSVG, BSVG, B-KUVG und NVG seit dem
Jahr 2000 wurden parallel vorgenommen.
Im Folgenden wird nun die angewendete Methode
zur Ermittlung dieses Ausmaßes dargestellt.
Das vollständige Berechnungsblatt der Erhebung
(Abb. 6) sowie die Auflistung der gemeinsam erläu-
terten Bestimmungen (Abb. 8) sind in der Rechts-
datenbank SozDok39 online gestellt und können dort
im Detail nachgelesen werden.
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Erster Schritt: Ausgangspunkt waren all jene gesetz-
lichen40Änderungen (Novellen) seit dem Jahr 2000 bis
heute, durch die das Allgemeine Sozialversicherungs-
gesetz geändert wurde (vgl. Abb. 6, Spalte „Novelle
BGBl. I Nr.“), und zwar nummerierte41ASVG-Novellen
(z. B. die 88. Novelle zum ASVG, BGBl. I Nr. 131/2017)
und jene Novellen ohne Nummerierung, welche eben-
falls eine Änderung des ASVG vorsahen, z. B. die Än-
derungen des ASVG im ArbeitnehmerInnenschutz-De-
regulierungsgesetz, BGBl. I Nr. 126/2017.42
Bei jeder derartigen ASVG-Novelle wurde geprüft, ob
mit derselben Novelle auch das GSVG, BSVG, 
B-KUVG oder NVG novelliert wurde(n). Anschlie-
ßend wurden die jeweiligen konkreten Novellierungs-
anordnungen43 zu den einzelnen Gesetzen gezählt und
in eine Berechnungstabelle eingetragen (vgl. Abb. 6,
Spalte „Anzahl der Novellierungsanordnungen“).
Zweiter Schritt: Alle Paragrafen verschiedener Ge-
setze, die in den Materialien zu der entsprechenden
Novelle44 gemeinsam erläutert wurden (vgl. Abb. 7),
wurden in einer Aufstellung samt kurzer Beschreibung
der Inhalte der Novellen (vgl. Abb. 8) nebeneinander
aufgelistet.

Dritter Schritt: Eine derartige gemeinsame Erläute-
rung in den Materialien wurde grundsätzlich als Hin-
weis auf das Vorliegen einer parallelen Novellie-
rungsanordnung gewertet.45 Daher wurden die jewei-
ligen Novellierungsanordnungen zu den „gemeinsam
erläuterten“ Paragrafen der Gesetze GSVG, BSVG, 
B-KUVG und NVG gezählt und in die Berechnungs-
tabelle eingetragen (vgl. Abb. 6, Spalte „Anzahl 
paralleler Novellierungsanordnungen“) und anschlie-
ßend zur Anzahl aller Novellierungsanordnungen pro-
zentmäßig ins Verhältnis gesetzt.

6 Schlussbemerkung
Auch wenn die unter Punkt 5 dargelegte Erhebung nur
eine erste Annäherung an das Thema sein kann, so zeigt
sie doch sehr deutlich, dass mit dieser Art der Parallel-
gesetzgebung erheblicher Aufwand verbunden ist. Mit
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dem Entfall dieser Regelungstechnik ließe sich das
Normenmaterial im Bereich des Sozialversicherungs-
rechts maßgeblich reduzieren. In gleicher Weise könn-
te auch damit verbundener Arbeitsaufwand eingespart
werden (Erläuterungen, Wirkungsfolgenabschätzung,
Terminvergaben im Rahmen des Gesetzwerdungspro-
zesses bei Regierung, parlamentarischen Ausschüssen,
Plenarsitzungen usw.). Die Vereinheitlichung der Ge-
setzgebung würde zudem ein Mehr an Rechtssicher-
heit für die Bürgerinnen und Bürger bedeuten.
Dass eine solche Vereinheitlichung realistisch nicht
in einem Schritt erfolgen kann, liegt auf der Hand –
waren doch schon bisherige diesbezügliche Versuche
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aus unterschiedlichen Gründen nicht erfolgreich.46
Sehr wohl aber könnte eine schrittweise Zusammen-
führung bestimmter Teile des Sozialversicherungs-
rechts versucht werden. Dabei könnte mit einzelnen
Teilbereichen, wie z. B. dem Organisationsrecht, be-
gonnen werden.
Eine Arbeitsgruppe aus Expertinnen und Experten
des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz, des Bundesministeriums für
Gesundheit und Frauen und des Hauptverbandes der
österreichischen Sozialversicherungsträger könnte
dafür entsprechende Struktur- und Novellierungsvor-
schläge erarbeiten.


